
4. Die Aussprachen ergaben aber auch wichtige Hin­
weise für die Durchführung der Hauptverhandlung. Sie 
muß die Grundlage für die weitere erzieherische Ein­
flußnahme der gesellschaftlichen Kräfte auf den Rechts­
verletzer bilden.
Wenn bisher in den Brigaden noch keine systematische 
Erziehungsarbeit mit den Verurteilten geleistet wurde 
— meist bildet die Auswertung des Verfahrens auch 
das Ende der Einflußnahme —, liegt das nicht zuletzt 
daran, daß wir' in der Hauptverhandlung nicht ge­
nügend Hinweise für diese Aufgabe gegeben haben. 
Deshalb muß in der Hauptverhandlung die Forderung 
des Staatsrates voll verwirklicht werden, die Tat­
umstände und die Verhältnisse, unter denen die Rechts­
verletzung begangen wurde, allseitig zu erforschen und 
die Persönlichkeit des Beschuldigten umfassend zu 
würdigen. Von wesentlicher Bedeutung ist dabei, daß 
die Hauptverhandlung zeigt, wie und mit welchen ge­
sellschaftlichen Kräften die Erziehung fortgesetzt wer­
den muß, um die Schwächen, die z. B. zur Straftat 
führten, zu überwinden4.
Eine so durchgeführte Hauptverhandlung wird die Bri­
gademitglieder veranlassen, sich mit der Straftat und 
ihren Ursachen sowie mit der Persönlichkeit des Täters 
überzeugend und richtig auseinanderzusetzen, und sie 
werden der Verhandlung auch selbst Hinweise für die 
weitere Erziehungsarbeit entnehmen können.
Welche Hinweise könnte die Kammer geben?

War die Tat z. B. auf übermäßigen Alkoholgenuß 
zurückzuführen, so muß das Gericht darlegen, wie der 
Rechtsverletzer für andere Interessen gewonnen wer­
den kann. Oft ergeben sich bei einer allseitigen Ein­
schätzung der Persönlichkeit Hinweise dafür, wo die 
Arbeit des Kollektivs ansetzen müßte. Hinweise wie 
der, es müsse darauf geachtet werden, daß der Ver­
urteilte nicht mehr trinkt, sind zu allgemein und wer­
den in der Regel nicht helfen, diese moralische 
Schwäche zu überwinden.

In einer Strafsache wegen Beeinträchtigung der Fahr­
tüchtigkeit durch Alkoholgenuß wurde K. bedingt ver­
urteilt. In der Hauptverhandlung kam zum Ausdruck, 
daß der Beschuldigte großes Interesse für den Motor­
sport hat. Daran knüpften die Kollegen des Betriebes 
an und erreichten, daß K. Mitglied des ADMV wurde 
und seinen übermäßigen Alkoholgenuß einstellte.

Richtig ist, wenn auch im Urteil Hinweise für die künf­
tige Erziehungsarbeit gegeben werden5. Unerläßlich ist 
aber, daß das Urteil klar aufzeigt, wie der Rechts­
verletzer selbst an sich arbeiten muß, um die Schwä­
chen, die zur strafbaren Handlung führten, zu beseitigen. 
Dabei geht es auch nicht um allgemeine und abstrakte 
Hinweise, sondern um klare und begründete Vor­
schläge.
Das Gericht muß helfen, die bereits vorhandenen guten 
Ansätze einer systematischen Erziehung des Rechts­
verletzers in den gesellschaftlichen Kollektiven weiter 
zu entwickeln. Die Avissprachen im VEB Schwer­
maschinenbau „Heinrich Rau“ bewiesen, daß in den 
Betrieben solche positiven Ansätze vorhanden sind: Die 
Brigaden schätzten richtig die Straftaten als ein Hemm­
nis in der Arbeit des Kollektivs ein. Deshalb werteten 
sie das Strafverfahren unter dem Gesichtspunkt des 
Kampfes um den Staatstitel „Brigade der sozialistischen 
Arbeit“ aus. Die Brigademitglieder sind sich auch ihrer 
bedeutenden Rolle bei der Wahrheitsfindung in der 
Hauptverhandlung bewußt. Sie setzten sich z. B. mit 
der Auffassung eines Verurteilten, die Brigademitglie-
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der hätten ihn in der Hauptverhandlung „reingerissen“, 
auseinander. Sie legten ihm den Unterschied zwischen 
einem Gericht des Arbeiter-und-Bauern-Staates und 
dem Gericht in einem kapitalistischen Staat dar und 
zeigten ihm, daß die offene und ehrliche Einschätzung 
seiner Schwächen wie auch seiner guten Seiten in sei­
nem eigenen Interesse liegt.

Voraussetzung für die Durchsetzung der neuen Straf­
arten ist aber, daß Richter und Schöffen deren Wesen 
klar erkennen. Wo das nicht der Fall war, konnten 
bisher auch keine exakten Hinweise für die weitere 
Arbeit mit dem Verurteilten in der Hauptverhandlung 
gegeben werden. Die neuen Strafarten setzen die wei­
tere Erziehung der Verurteilten im Kollektiv voraus. 
Innerhalb der Bewährungszeit übernimmt das Kollektiv 
bestimmte Erziehungsmaßnahmen, die früher von 
staatlichen Organen in der Strafvollstreckung durch­
geführt wurden. Durch die wachsende Bewußtheit der 
Werktätigen in der DDR können diese Aufgaben heute 
in den Betrieben und Gemeinden sowie in anderen 
gesellschaftlichen Kollektiven gelöst werden. Das Ge­
richt hat durch die Hauptverhandlung dafür die Vor­
aussetzungen zu schaffen. Die noch zum Teil vorhan­
dene Tendenz, daß mit der Verurteilung die Aufgaben 
des Gerichts erfüllt sind, muß deshalb überwunden 
werden.

5. Wir haben die Schlußfolgerung gezogen, daß die 
Auswertung der Verfahren in den Arbeitskollektiven 
mehr unter der Zielstellung vorgenommen werden 
müßte, Maßnahmen für die weitere Erziehung des Ver­
urteilten festzulegen6. Die Brigade könnte z. B. be­
stimmten Mitgliedern der Brigade konkrete Aufträge 
geben. Mitglieder, die unmittelbar mit dem Verurteilten 
Zusammenarbeiten, könnten ihm z. B. helfen, Mängel 
in seiner Arbeitsdisziplin zu überwinden. Ein Mitglied, 
das im Wohnort des Verurteilten wohnt, könnte be­
stimmte Aufträge zur Einbeziehung des Rechtsbrechers 
in die gesellschaftliche Arbeit des Ortes erhalten. Dabei 
wird es aber auch notwendig sein, innerhalb der Be­
währungszeit in bestimmten Abständen zur Arbeit des 
Verurteilten und zur Erfüllung der Maßnahmen, die 
bei der Auswertung festgelegt worden sind, in den 
Brigadeversammlungen Stellung zu nehmen. Nur so 
wird eine systematische Erziehungsarbeit innerhalb der 
gesamten Bewährungszeit geleistet werden können.

Diese Arbeit kann durch das Kreisgericht gut unter­
stützt werden, wenn es sich ebenfalls in bestimmten 
Abständen über die weitere Erziehungsarbeit mit dem 
Verurteilten informiert, und zwar über die jeweiligen 
Schöffenkoflektive. Wir sind aber auch dazu übergegan­
gen, den am Gericht tätigen Schöffen den Auftrag zu 
erteilen, einen bestimmten Betrieb oder eine Gemeinde 
aufzusuchen und sich von der Arbeit mit einem vor 
längerer Zeit Verurteilten zu überzeugen. Auch die 
Richter und Staatsanwälte sollten sich bei ihren Aus­
sprachen in den Betrieben und Gemeinden vom Stand 
der Erziehung der Verurteilten überzeugen.

Die Arbeit mit Verurteilten darf aber keinesfalls zu 
einer Reglementierung führen. Dies würde den Er­
ziehungsprozeß nicht fördern, sondern hemmen, weil 
sich der Verurteilte dann bevormundet und überwacht 
glaubt.. Zwischen dem Kollegen, der bestimmte Auf­
träge zur Erziehung erhalten hat, und dem Rechts­
brecher muß ein gewisses Vertrauensverhältnis herge­
stellt werden, wenn die Erziehungsarbeit Erfolg 
haben soll.

6. In den Aussprachen,' die wir im VEB Schwer­
maschinenbau führten, kam immer wieder zum Aus-
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